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Dr. Carsten Brodesser I MdB                                                                             Berlin Aktuell 19. KW I 2020 

 
Liebe Leserinnen und Leser, 

 
unsere Maßnahmen zu Beginn der Corona-Pandemie waren auch deshalb so erfolgreich, weil Politik, 

Wirtschaft und Gesellschaft an einem Strang gezogen haben. Diesen Zusammenhalt gilt es auch in der 

aktuellen Lockerungsphase zu erhalten und hierbei spielen das Parlament und insbesondere seine 

Abgeordneten eine Schlüsselrolle.  

 

Die Bürgerinnen und Bürger erwarten klare und einheitliche Leitlinien auf dem Weg aus der Krise. Uns als 

Abgeordneten kommt in dieser Situation des Abwägens zwischen Gesundheitsschutz, unternehmerischer 

Eigenverantwortung und gesellschaftlicher Freiheit in Bund, Ländern und Gemeinden eine hohe 

Verantwortung zu. Wir brauchen offene und ehrliche parlamentarische Debatten sowohl über die Akzeptanz 

und die Wirksamkeit der ergriffenen Maßnahmen als auch über ihre nachhaltige Finanzierung. Das sind wir 

den Bürgerinnen und Bürgern unseres Landes aber auch uns selbst schuldig. 

 

 

 

I. Die politische Lage in Deutschland 

 

 

Politischer Gestaltungsauftrag für Deutschland und Europa. 

 
Klare politische Prioritäten und eine vorausschauende Haushalts- und Finanzpolitik bleiben auch in 

der Krise die Richtschnur unserer Politik. Der wirtschaftliche Einbruch in Deutschland und bei un-
seren europäischen Nachbarn ist gewaltig und vielerorts noch gar nicht abschließend zu beziffern. 

Deutschland war in der Krise solidarisch und wird es auch in Zukunft sein. Gleichzeitig wollen wir 
an bewährten Regeln festhalten. Unsere gemeinsame Geschichte und vielfältig gewachsene wirt-

schaftliche und politische Integration machen deutlich, dass Deutschland nur im Einklang mit sei-
nen europäischen Nachbarn gestärkt aus dieser historischen Krise kommen kann. Das ist der politi-

sche Gestaltungsauftrag für Deutschland und Europa in den kommenden Wochen und Monaten – 
insbesondere auch während der deutschen Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020. 

 

 
Neustart mit nachhaltigem Wachstum. 

 

Die Corona-Pandemie hat viele Gewissheiten in Frage gestellt und Handlungsbedarf aufgezeigt. 
Unser wirtschaftlicher Neustart wird nur dann gelingen, wenn wir unsere Kräfte auf nachhaltiges 

Wachstum konzentrieren: internationale Wettbewerbsfähigkeit erhöhen, Investitionen in die Digi-
talisierung von Unternehmen, öffentlichen Verwaltungen und Bildungseinrichtungen beschleuni-

gen, Klimaschutz in innovative und effiziente Lösungen ein-betten. Bei jeder politischen Entschei-

dung in den kommenden Wochen sollte klar sein, wie sie unser Wachstumspotenzial auf Dauer 
weiter erhöhen kann und somit Arbeitsplätze und Wohlstand in unserem Land sichert. 
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II. Die Woche im Parlament  

 
Gesetz zur Unterstützung von Wissenschaft und Studierenden aufgrund der COVID-19-Pandemie 

(Wissenschafts- und Studierendenunterstützungsgesetz). Wir beschließen pandemiebedingte Ände-

rungen am Wissenschaftszeitvertragsgesetz und am Bundesausbildungsfo ̈rderungsgesetz (BAföG) in 
zweiter und dritter Lesung. Einerseits wird eine Verlängerung der maximalen Obergrenze für befristete 
Arbeitsverträge in der Wissenschaft um 6 Monate vorgenommen, mit einer Verlängerungsoption für 
weitere 6 Monate. Mit der temporären Verlängerung soll vermieden werden, dass die maximale Grenze 
bei befristeten Verträgen erreicht wird, obwohl aufgrund pandemiebedingter Einschränkungen keine 

wissenschaftliche Qualifikation stattfinden kann. Auch sollen Studenten und weitere BAföG-Empfänger 
keine Nachteile erfahren, wenn sie ihre Ausbildung nicht fortsetzen können und bei der Bewältigung 
der Pandemie in systemrelevanten Bereichen helfen. Eine Anrechnung der zusätzlichen Einkünfte aus 
dieser Tätigkeit auf das BAfo ̈G wird deshalb grundsätzlich ausgeschlossen. Beide Gesetzesänderungen 
sollen rückwirkend zum 1. März 2020 in Kraft treten. 
 
Gesetz für Maßnahmen im Elterngeld aus Anlass der Covid-19-Pandemie. Wir beschließen eine zeit-
lich begrenzte Anpassung der Elterngeldregelungen während der Corona-Krise in zweiter und dritter 
Lesung. Ziel ist eine verlässliche Unterstützung der betroffenen Familien. Eltern etwa, die in systemre-
levanten Berufen arbeiten, sollen ihre Elterngeldmonate auch über den 14. Lebensmonat des Kindes 
hinaus verschieben können. Zudem verlieren Eltern ihren Partnerschaftsbonus nicht, wenn sie aufgrund 
der Corona-Krise aktuell mehr oder weniger arbeiten als geplant. Der notwendige gemeinsame Arbeits-
umfang wird dazu temporär ausgesetzt. Zeiten mit einem krisenbedingten verringerten Einkommen 
beispielsweise aufgrund von Kurzarbeit oder Arbeitslosigkeit sollen das Elterngeld nicht reduzieren und 
haben bei einem weiteren Kind keinen negativen Einfluss auf die Höhe des Elterngeldes. 
 

Zweites Gesetz zur Änderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes. Mit dem Gesetzentwurf, den 
wir in zweiter und dritter Lesung beschließen, wird die Interessenvertretung von Beschäftigten auch 
während der Corona-Pandemie sichergestellt. Dazu wird es der sich im Amt befindenden Personalver-
tretung ermöglicht, die Geschäfte auch nach Ablauf ihrer Amtszeit kommissarisch fortzuführen. Das 
Erfordernis, dass Sitzungen persönlich vor Ort zusammenkommen müssen, entfällt. Beschlussfassungen 
mittels Video- oder Telefonkonferenz werden ermöglicht. Ebenso können Sprechstunden des Personal-
rats mit den Beschäftigten als Video-Sprechstunden durchgeführt werden. Die Maßnahmen sind befris-
tet bis zum 31. März 2021. 
 

Zweites Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite. 

Das Gesetz, das wir in erster Lesung diskutieren, zielt auf eine Effizienzverbesserung des Gesundheits-
schutzes. Unter anderem soll - neben einer Meldepflicht für Erkrankung an und Genesung von COVID-
19 - eine Sicherstellung der Fortführung der Ausbildung und Prüfung in Gesundheitsberufen auch in 
Pandemiezeiten geregelt werden. Testungen in Bezug auf Covid-19 sollen Bestandteil des Leistungska-
talogs der gesetzlichen Krankenversicherung werden. Nicht zuletzt umfasst das Gesetz neben weiteren 
Präzisierungen eine Verpflichtung für Pflegeeinrichtungen zu gestaffelten Sonderleistungen (Prämien) 
an ihre Beschäftigten neben einer Regelung zur Erstattung dieser Leistungen durch die Versicherungen. 
 
Gesetz zur Aussetzung des Anpassungsverfahrens gemäß §11 Absatz 4 des Abgeordnetengesetzes 

für das Jahr 2020 sowie zur Änderung des Abgeordnetengesetzes (Anpassungsverfahrensausset-

zungsgesetz 2020). Mit diesem Gesetz beschließen wir in zweiter und dritter Lesung eine Aussetzung 
des geltenden Mechanismus für die jährliche Erhöhung der Abgeordneten-Diäten. Dieser hätte ansons-
ten aufgrund der guten Lohn- und Gehaltsentwicklung in Deutschland im vergangenen Jahr zu einem 
entsprechenden Anwachsen der Diäten in diesem Jahr geführt. Angesichts der Corona-bedingten Prob-
leme für die Menschen in Deutschland haben sich alle Fraktionen auf eine vorübergehende Aussetzung 
der Regelung verständigt.  
 

Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches – Verbesserung des Persönlichkeitsschutzes bei Bild-

aufnahmen. Um dem Gaffen und auch etwa dem sogenannten „upskirting“ sinnvoll entgegenwirken zu 
können, diskutieren wir eine Änderung des Strafgesetzbuches in erster Lesung. Einerseits soll das An-
fertigen und Verbreiten von Bildaufnahmen, die in grob anstößiger Weise eine verstorbene Person zur 
Schau stellen, unter Strafe gestellt werden. Dies umfasst beispielsweise Fotos von bei Unfällen Verstor-
benen. Andererseits soll das Herstellen sowie das Übertragen von unbefugten Bildaufnahmen des In-
timbereichs und der weiblichen Brust unter Strafe gestellt werden. 
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Gesetz zum Schutz vor Konversionsbehandlungen. In zweiter und dritter Lesung beschließen wir ein 
Verbot sogenannter Konversionsbehandlungen, medizinischer Interventionen, die darauf gerichtet 
sind, die sexuelle Orientierung oder die selbstempfundene geschlechtliche Identität einer Person ge-
zielt zu verändern oder zu unterdrücken. Konversionsbehandlungen an Minderjährigen werden generell 
verboten. Bei Volljährigen gilt das Verbot, wenn deren Einwilligung auf einem Willensmangel, also z.B. 
Zwang, Drohung, Täuschung, Irrtum, beruht. Bei Verstößen gegen das Verbot droht eine Freiheitsstrafe 
von bis zu einem Jahr, schon das Bewerben, Anbieten oder Vermitteln von Konversionsbehandlungen 
wird mit einem Bußgeld geahndet. Zudem wird bei der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
ein kostenfreies und anonymes Beratungsangebot für alle betroffenen Personen eingeführt werden. 
 
Gesetz zu sozialen Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie (Sozialschutz-Paket II). Um 
die sozialen Folgen der Corona-Pandemie abzufedern, beraten wir das Sozialschutz-Paket II in erster 
Lesung. Es ist unter gewissen Voraussetzungn eine befristete Erhöhung des sogenannten Corona-Kurz-
arbeitergeldes bis zum 31. Dezember 2020 vorgesehen: Ab dem vierten Monat des Bezugs soll es auf 70 
bzw. 77 Prozent und ab dem siebten Monat auf 80 bzw. 87 Prozent angehoben werden, wenn die Ar-
beitszeit um mindestens 50 % reduziert wurde. Ebenfalls wird der Anspruch auf Arbeitslosengeld I für 
diejenigen um drei Monate verlängert, deren Anspruch auf Arbeitslosengeld I zwischen dem 1. Mai und 
31. Dezember 2020 enden würde. Weiterhin werden Regelungen zum Einsatz der Video- und Telefon-
konferenztechnik etwa in den mündlichen Verhandlungen von Arbeits- und Sozialgerichten oder bei 
Verhandlungen in Tarifausschüssen getroffen. Nicht zuletzt wird die Organisation des Schulmittages-
sens nach Bildungs- und Teilhabepaket während der Corona-Pandemie geregelt. 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Wettbewerbs-

recht und für den Bereich der Selbstverwaltungsorganisationen der gewerblichen Wirtschaft. Wir 
diskutieren in erster Lesung eine Anpassung des Wettbewerbsrechts an die derzeitige Ausnahmesitua-
tion. So werden etwa die Prüffristen der Fusionskontrollen einmalig verlängert, um dem Bundeskartell-
amt bei der Prüfung von Zusammenschlüssen weitere Ermittlungen zu ermöglichen. Für Fälle, bei de-
nen Unternehmern eine sofortige Zahlung der Geldbuße nicht zuzumuten ist, setzen wir die Verzinsung 
bis zum 30. Juni 2021 aus. Die Selbstverwaltungsorganisationen der gewerblichen Wirtschaft werden 
dazu berechtigt auch ohne physische Präsenz Versammlungen abzuhalten, um weiterhin handlungsfä-
hig sein zu können. 
 
24. Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes. Durch Änderung der Anlage zum Wahlgesetz wer-
den mehrere Wahlkreise neu zugeschnitten oder neu beschrieben. Dies ist notwendig, da aufgrund der 
Bevölkerungsentwicklung in den Ländern und Wahlkreisen die Einteilung der Wahlkreise nicht mehr mit 
den festgelegten Grundsätzen im Einklang steht. Zudem ist aufgrund von Gebiets- und Verwaltungsre-
formen in mehreren Ländern die Beschreibung von Wahlkreisen nicht mehr zutreffend. Zudem wird der 
Modus der Wahlkostenerstattung des Bundes an die Länder angepasst. Die Änderung ist unabhängig 
von der derzeitigen Diskussion einer Wahlrechtsreform zur Vermeidung eines zu großen Deutschen 
Bundestages. Wir beraten diese Änderung in erster Lesung ohne Debatte. 
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